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908 Milliarden Euro – so hoch war die gesamtwirt-
schaftliche Investitionssumme in Deutschland im Jahr 
2025. Mit 763 Milliarden Euro entfiel der Löwenanteil auf 
den privaten Sektor. Das sind Zahlen, die gewaltig 
klingen – beim Blick auf die Entwicklung in den vergan-
genen Jahren allerdings deutlich an Glanz verlieren. 
Denn vor allem die Privatwirtschaft und hiermit maßgeb-
lich die Unternehmen investieren seit Jahren immer 
weniger am heimischen Standort. Dies trägt wesentlich 
dazu bei, dass der Kapitalstock hierzulande kaum noch 
wächst. Gerade der Trend seit 2019 ist besorgniserregend 
(Grafik):

Viele Steine im Weg
Investitionen. Die private Wirtschaft investiert immer weniger in neue 
Maschinen und Anlagen in Deutschland. Als Hemmnisse für die Unternehmen 
erweisen sich in erster Linie die hohen Kosten und umfangreiche Regulierungen. 
Es gibt allerdings auch Faktoren, die aus Sicht der Firmen für Investitionen am 
Standort Deutschland sprechen – allen voran der lukrative Absatzmarkt und die 
Rechtssicherheit.

Während die öffentlichen Investitionen Ende 2025 
in realer Rechnung um gut ein Viertel über dem 
Niveau des Jahres 2019 lagen, gingen die Investitio-
nen des privaten Sektors im selben Zeitraum um rund 
12 Prozent zurück.

Die Unternehmen investierten insbesondere weniger 
in Maschinen, Produktionsanlagen und Nutzfahrzeuge, 
aber auch in Geschäftsbauten – in diesen Bereichen 
schrumpften die Investitionen preisbereinigt um nahezu 
20 Prozent.

Ohne Investitionen aber veralten die Produktions- 
kapazitäten nach und nach, mit negativen Folgen für das 

Private Investitionen gehen deutlich zurück 
Preis-, saison- und arbeitstäglich bereinigte Bruttoanlageinvestitionen, Jahresdurchschnitt 2019 = 100

Private Investitionen: von finanziellen und nicht finanziellen Kapitalgesellscha�en sowie privaten Haushalten einschließlich der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck
Ausrüstungsinvestitionen: Investitionen in Maschinen, Geschä�sausstattungen, Nutzfahrzeuge sowie militärische Güter
Sonstige Anlagen: Ausgaben für Forschung und Entwicklung, So�ware und Datenbanken
Quellen: Statistisches Bundesamt, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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Wachstumspotenzial der deutschen Wirtschaft. Vor 
diesem Hintergrund hat das IW in seiner jüngsten 
Konjunkturumfrage das Investitionsverhalten der 
Unternehmen in Deutschland unter die Lupe genommen.

Zunächst galt es zu klären, ob und wo die Unterneh-
men überhaupt investieren. Insgesamt geben 67 Prozent 
der befragten Firmen an, ausschließlich in Deutschland 
Investitionen zu tätigen, weitere 13 Prozent tun dies 
hauptsächlich. Lediglich 2 Prozent investieren aus-
schließlich oder im Wesentlichen im Ausland. 19 Prozent 
sagen, dass sie derzeit überhaupt kein Geld in neue 
Produktionsanlagen oder andere Investitionsgüter 
stecken – unter den Firmen mit mehr als 500 Mitarbeitern 
beträgt dieser Anteil allerdings nur 4 Prozent.

Doch was veranlasst die Unternehmen dazu, in 
Deutschland zu investieren – und was hält sie davon ab? 
Die IW-Konjunkturumfrage bringt auch hier Licht ins 
Dunkel (Grafik):

Der stärkste Investitionstreiber ist der hiesige 
Absatzmarkt – 45 Prozent der Unternehmen nennen 
den hohen Wohlstand in Deutschland sowie die 
zentrale Lage im europäischen Binnenmarkt als 
Investitionsgrund.

Zwar sehen zugleich 10 Prozent der Befragten den 
Einfluss des Absatzmarktes auf ihre Investitionsentschei-
dungen als negativ, der Saldo ist mit 35 Prozent aber so 
stark positiv wie bei keinem anderen der angeführten 
Faktoren.

Begünstigend wirkt sich daneben die Rechtssicher-
heit in Deutschland aus – für 44 Prozent der Unterneh-
men sind die verlässlichen Rechtsgrundlagen ein Argu-
ment dafür, Investitionen am heimischen Standort zu 
tätigen. Auch die staatliche Investitionsförderung und 
das unternehmensnahe Innovationsumfeld aus Hoch-
schulen, Forschungseinrichtungen sowie Start-ups 
nennt eine relative Mehrheit der Firmen als Investitions-
treiber.

Dem steht allerdings eine deutlich größere Zahl von 
Faktoren gegenüber, die die Unternehmen als erhebliche 
Investitionshemmnisse betrachten. Die wichtigsten 
drehen sich ums Geld:

Für 77 Prozent der vom IW befragten Firmen 
wirken sich die hohen Arbeitskosten in Deutschland 
negativ auf ihre Investitionen am heimischen Stand-
ort aus.

Rund zwei Drittel der Unternehmen sehen darüber 
hinaus die Unternehmensteuern sowie die Energiekosten 
als Investitionshürden. Die Kosten, die mit der Umstel-
lung auf eine klimaneutrale Produktion verbunden sind, 
wirken sich für immerhin gut vier von zehn Betrieben 
negativ auf die Bereitschaft aus, ihre Produktionskapazi-

täten am Standort Deutschland zu erweitern oder zu 
modernisieren.

Hinzu kommt die aus Sicht der Wirtschaft ausufernde 
Bürokratie:

Rund sieben von zehn Unternehmen fühlen sich 
durch das Ausmaß der staatlichen Regulierung in 
ihrer Investitionstätigkeit beeinträchtigt.

Saldiert man die positiven und negativen Antworten, 
zählt darüber hinaus auch die Fachkräftesituation zu den 
Investitionshemmnissen. Rund 43 Prozent der Unter- 
nehmen haben mit Fachkräfteengpässen zu kämpfen. 
Andererseits sehen 27 Prozent der Unternehmen die 
Verfügbarkeit von gut ausgebildeten Arbeitskräften als 
Pluspunkt – möglicherweise steht für diese Firmen die 
Qualität der beruflichen und universitären Ausbildung in 
Deutschland im Vordergrund.

So viel Prozent der Unternehmen geben an, dass die 
folgenden Faktoren diese Auswirkungen auf ihre Investitionen 
in Deutschland haben

Investitionen: Was sie fördert, was sie hemmt 

Rest zu 100: kein Einfluss/weiß nicht
Gewichtete Ergebnisse der IW-Konjunkturumfrage vom März 2026 unter 964 Unternehmen

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd
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Eine Reform der Einkommensteu-
er steht schon seit Längerem auf der 
politischen Agenda – schließlich liegt 
die vorherige mehr als 20 Jahre 
zurück. Nun handelt die Politik. Die 
von der Bundesregierung vorgestell-
ten geplanten Maßnahmen folgen 
dem Ziel des Koalitionsvertrags, 
kleinere und mittlere Einkommen zu 

Reform mit großem Aber

entlasten. Gemessen an diesem 
Anspruch bleibt der Reformschritt 
jedoch überschaubar.

Insgesamt will die Regierung die 
Steuerzahler im Jahr 2028 um 10 Mil- 
liarden Euro entlasten. Davon 
entfällt rund die Hälfte auf die 
Anhebung des Grundfreibetrags, der 
von derzeit 12.348 Euro in zwei 

Schritten auf 12.900 Euro steigen 
soll. Darüber hinaus soll der Betrag, 
ab dem der Spitzensteuersatz in 
Höhe von 42 Prozent greift, von 
bislang 69.878 Euro auf 70.600 Euro 
verschoben werden, was rund 1 Mil- 
liarde Euro weniger Steuerzahlungen 
bedeutet. Hinzu kommt die Erhö-
hung des Kindergelds von derzeit 
3.108 Euro auf 3.264 Euro pro Jahr, 
was sich auf Mehrausgaben für den 
Staat von knapp 3 Milliarden Euro 
summiert. Der um 200 Euro höhere 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag führt 
zudem zu Mindereinnahmen von 
rund 1 Milliarde Euro.

So viel zum reinen Zahlenwerk. 
Inhaltlich müsste die Reform aus 
ökonomischer Sicht in erster Linie 
darauf abzielen, den sogenannten 
Mittelstandsbauch abzuflachen. 
Dieser ergibt sich daraus, dass der 
Steuertarif bei Einkommen knapp 
oberhalb des Grundfreibetrags 
zunächst stark ansteigt. Doch die 
geplanten Änderungen bewirken 
eher das Gegenteil: Wenn sich der 
Grundfreibetrag erhöht, wird der 
Anstieg des Steuertarifs darüber 
tendenziell noch steiler. Das 
schwächt vor allem für Teilzeitkräfte 
den Anreiz, mehr zu arbeiten, da von 

Einkommensteuer: So werden Singles entlastet  
Um so viel Euro wird ein Single mit diesem jährlichen Bruttoeinkommen in Euro durch 
die geplante Reform der Einkommensteuer im Jahr 2028 gegenüber dem Status quo 
in 2026 entlastet und so hoch wäre die Entlastung, wenn allein die kalte Progression 
vollständig ausgeglichen würde

Quellen: Deutscher Bundestag, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Kalte Progression: resultiert aus dem progressiven Steuertarif und bewirkt, dass die Steuerlast auch bei einer Einkommens-
erhöhung steigt, die lediglich die Inflation ausgleicht; Annahme einer kumulierten Inflationsrate von 4,5 Prozent für 2026 und 2027  
Abhängig Beschä�igte; inklusive ggf. Solidaritätszuschlag

Reform der Bundesregierung Ausgleich der kalten Progression
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Steuerpolitik. Die von der Bundesregierung geplante Reform der Einkommen-
steuer ist weit von einer nachhaltigen Veränderung des Systems entfernt. Die 
versprochene finanzielle Entlastung bleibt für viele aus, weil der unvollständige 
Ausgleich der kalten Progression zu realen Steuererhöhungen führt.
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zusätzlichen Stunden netto weniger 
übrig bleibt. Zudem hat die Vorlage 
der Koalition einen großen Haken:

Die Bundesregierung verzichtet 
im neuen Reformpaket erstmals 
seit elf Jahren darauf, die soge-
nannte kalte Progression vollstän-
dig auszugleichen. 

Das ist deshalb ein Problem, da 
das deutsche Steuersystem mit 
seinen starren Einkommensgrenzen 
im linear-progressiven Steuertarif 
automatisch zu einer schleichenden 
Steuererhöhung führt. Vereinfacht 
gesagt: Frisst die Inflation die 
gesamte Lohnerhöhung eines Jahres 
auf, steigt die Belastung für den 
Arbeitnehmer dennoch, weil er mit 
dem höheren Bruttoeinkommen 
stärker besteuert wird. Wenn sich die 
Eckwerte, ab denen sich der Verlauf 
des Steuertarifs ändert, nicht oder 
nur eingeschränkt verschieben – was 
nun der Fall ist –, hat der Arbeitneh-
mer real also trotz mehr Lohn 
weniger Geld zur Verfügung.

Allein der vollständige Ausgleich 
der kalten Progression für die Jahre 
2026 und 2027 einschließlich Kinder-
geld und Kinderfreibetrag würde die 
Steuerzahler hierzulande unter der 
konservativen Annahme einer 
kumulierten Inflationsrate für die 
beiden Jahre von 4,5 Prozent um 
rund 15 Milliarden Euro entlasten. 
Der Verlauf dieser Entlastung 
zwischen den Einkommensgrenzen 
wäre ähnlich wie in der nun konzi-
pierten Reform, allerdings auf 
höherem Niveau (Grafik Seite 4):

Ein Single mit einem Bruttojah-
reseinkommen von 40.000 Euro 
wird durch die geplante Reform 
der Einkommensteuer im Jahr 
2028 um 81 Euro weniger entlastet 
als beim simplen Ausgleich der 
kalten Progression. Bei einem 
Verdienst von 80.000 Euro sind es 
schon 265 Euro weniger.

Ein ähnliches Bild zeigt sich für 
Familien mit zwei Kindern (Grafik): 

Bei einem Bruttoeinkommen 
von 30.000 Euro des einen und 
40.000 Euro des anderen Partners 
beträgt die Differenz zwischen der 
Entlastung durch die Reform und 
dem eigentlich nötigen Ausgleich 
der kalten Progression 132 Euro. 
Verdient der zweite Partner brutto 
80.000 Euro, erhöht sich der 
steuerliche Unterschied zulasten 
der Familien auf 280 Euro.

Ein vollständiger Ausgleich der 
kalten Progression würde zudem den 
Anteil der einkommensreichsten 
Personen am Steueraufkommen 
erhöhen und damit die Verteilungs-
gerechtigkeit stärken.

Das gilt zwar auch für die geplan-
te Anhebung der sogenannten 
Reichensteuer, allerdings trifft diese 
vor allem den Mittelstand. Schät-
zungsweise 2 der 3 Milliarden Euro 
an geplanten zusätzlichen Steuer- 
einnahmen entfallen auf unterneh-
merische Einkünfte – Geld, das dann 
nicht mehr für Investitionen zur 

Verfügung steht. Ein schlechtes 
Signal für die deutsche Volkswirt-
schaft mitten in der aktuellen 
Wachstums- und Investitionsschwä-
che – die Politik wäre gut beraten, 
die Besteuerung privater Einkommen 
und unternehmerischer Gewinne 
klarer zu trennen.

Insgesamt ist das Vorhaben der 
Regierung, die Einkommensteuer 
anzupacken, richtig. Aber von einer 
grundlegenden und umfassenden 
Reform des Einkommensteuertarifs 
kann keine Rede sein. Dafür wären 
ein vollständiger Ausgleich der 
kalten Progression, eine spürbare 
Verbesserung der Arbeitsanreize und 
eine konsistente Ausrichtung der 
Steuerpolitik auf Wirtschaftswachs-
tum und Investitionen notwendig.

IW-Kurzbericht 45/2026 
Martin Beznoska, Tobias Hentze: Steuerreform 
sieht keinen Ausgleich der kalten Progression 
vor

Einkommensteuer: So werden Familien entlastet  
Um so viel Euro wird eine Familie mit zwei Kindern, einem jährlichen Brutto-
einkommen des einen Partners von 30.000 Euro und diesem Bruttoeinkommen des 
anderen Partners in Euro im Jahr 2028 durch die geplante Reform der Einkommen-
steuer gegenüber dem Status quo in 2026 entlastet und so hoch wäre die Entlastung,
wenn allein die kalte Progression vollständig ausgeglichen würde

Quellen: Deutscher Bundestag, Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Kalte Progression: resultiert aus dem progressiven Steuertarif und bewirkt, dass die Steuerlast auch bei einer Einkommens-
erhöhung steigt, die lediglich die Inflation ausgleicht; Annahme einer kumulierten Inflationsrate von 4,5 Prozent für 2026 und 2027 
Abhängig Beschä�igte; inklusive Kindergeld und ggf. Solidaritätszuschlag
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Interview. Die Wirtschaft in Deutschland stagniert 
seit Jahren. Um wieder Schwung aufzunehmen, hat 
die Bundesregierung ein Reformpaket geschnürt. 
IW-Geschäftsführer Hubertus Bardt beurteilt die 
Maßnahmen unterschiedlich – betont aber ihre posi-
tive Signalwirkung.

„Das Reformpaket ist ein 
vernünftiger Start“

In der jüngsten IW-Konjunktur- 
umfrage haben die Unternehmen 
sowohl investitionsfördernde 
Faktoren als auch Hemmnisse 
benannt. Welche Ergebnisse der 
Umfrage fanden Sie besonders 
bemerkenswert? 

Wir sprechen oft über die Investi-
tionshemmnisse. Aber es wird 
natürlich auch noch in Deutschland 
investiert. Uns hat besonders 
interessiert, warum Unternehmen 
sich trotz der Probleme dafür 
entscheiden. Der bedeutendste 
Grund ist der Absatzmarkt – eine 
Riesenstärke von Deutschland im 
internationalen Vergleich. Denn die 

Bundesrepublik liegt logistisch 
zentral im europäischen Binnen-
markt, einem der größten Märkte der 
Welt.

Interessant ist aus meiner Sicht, 
dass fast die Hälfte der befragten 
Unternehmen auch Rechtssicherheit 
als Investitionsgrund nennt. Das 
Rechtssystem hier ist stabil, das 
politische System verlässlicher als in 
vielen anderen Ländern und die 
Korruption gering.

Bemerkenswert finde ich zudem, 
dass nur ein Viertel der Unterneh-
men angibt, allein deswegen in 
Deutschland zu investieren, weil ihre 
Anlagen bereits hier stehen und es 

günstiger ist, diese weiterlaufen zu 
lassen, als woanders neu zu bauen. 
Das ist zwar ein legitimes Argument – 
es wäre aber ein schlechtes Zeichen, 
wenn das die Mehrheit als zentralen 
Investitionsgrund anführen würde. 
Dass das nicht der Fall ist, ist ein 
positives Signal. Die meisten Unter-
nehmen investieren nicht aus 
Alternativlosigkeit heraus, sondern 
weil Deutschland für sie als Standort 
noch attraktiv ist.

Dennoch sind die entscheidenden 
Probleme – Bürokratie, Steuerlast, 
Energiekosten und vieles mehr – im-
mer noch da und bremsen die 
Investitionen. 
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Das aktuelle Reformpaket der 
Bundesregierung enthält auch 
steuerliche Maßnahmen. Helfen 
diese den Unternehmen?

Für Unternehmen ist da wenig 
drin – und wenn, dann eher im 
Negativen. Personengesellschaften 
unterliegen der Einkommensteuer 
und landen schnell in den höchsten 
Steuersätzen, die nun weiter angeho-
ben werden sollen. Unterm Strich ist 
die steuerpolitische Seite des Pakets 
aus Sicht der Wirtschaft ein eher 
enttäuschendes Element.

Einmal mehr hat sich die 
Regierung auch den Bürokratie- 
abbau vorgenommen. Kommt hier 
jetzt der große Durchbruch? 

Bürokratie ist sehr vielschichtig. 
Da wären zum einen die Komplexität 
und Dauer von Verfahren – hier 
müssen Prozesse vereinfacht und die 
Digitalisierung der öffentlichen 
Verwaltung vorangetrieben werden. 
Das steht nicht zentral im Reform-​ 
paket, in diesem Feld tut sich aber im 
neuen Ministerium für Digitales und 
Staatsmodernisierung gerade 
ohnehin etwas. 

Der zweite große Punkt ist die 
Regulierungsdichte – welche Regeln 
gibt es überhaupt, was ist erlaubt 
und was nicht? Da haben wir in 
Deutschland ein Problem. Wenn es 
um bürokratische Absurditäten beim 
Ausfüllen von Formularen geht, sind 
sich alle einig, dass eine Vereinfa-
chung gut ist. Sobald aber konkrete 
Regeln bezüglich materieller Dinge 
abgeschafft werden sollen, findet 
sich schnell jemand, der diese 
Regeln verteidigt. 

Das Grundproblem dabei ist: Viele 
der einzelnen Vorschriften mögen für 
sich vielleicht vertretbar erscheinen, 
zusammen sind sie aber schlicht zu 
viel. Darum müssen wir priorisieren. 
Was wirklich zwingend ist, soll 
bleiben. Aber wo wir mehr Freiräume 
geben können, sollte das auch 
geschehen. 

Haben Sie dafür ein Beispiel?
Interessant ist das Modell der 

Beweislastumkehr, das beispielswei-
se gerade in Nordrhein-Westfalen 
diskutiert wird: Alle landesspezifi-
schen Berichtspflichten werden erst 
einmal ausgesetzt – und nur die 
wieder eingeführt, für die es eine 
nachvollziehbare Begründung gibt. 
Ein solches Vorgehen hat das 
Potenzial, die Bürokratie wirklich zu 
entschlacken. Die Bundesregierung 
will auf ähnliche Weise vorgehen. 

Wie beurteilen Sie das aktuelle 
Reformpaket insgesamt?

Es ist eine Mischung aus Licht und 
Schatten. Positiv ist zum Beispiel, 
dass die Regierung mit Blick auf die 
Rente über die Lebensarbeitszeit 
spricht. Bei den neuen Regelungen 
zu Minijobs bin ich skeptisch – ich 
befürchte, dass wir damit eher 
Schwarzarbeit befeuern, als reguläre 
Beschäftigung zu fördern. 

Das entscheidende Signal ist 
aber: Es passiert etwas. Wenn man in 
einem Jahr feststellt, dass sich ein- 
zelne Maßnahmen als nicht zielfüh-
rend erweisen, muss man sie eben 
wieder verändern. Wenn man aber 
bereits jetzt alles wieder aufschnürt 
und jede Änderung zerredet, bleibt 
am Ende nicht mehr viel von den 
Reformen übrig. Das wäre erneut 
eine vertane Chance. Dabei kommt 
es nicht darauf an, ob jeder einzelne 
Vorschlag von allen getragen wird, 
sondern dass das Gesamtpaket 
Veränderung voranbringen kann.

Was gehört mit Blick auf die 
schwache private Investitionstätig-
keit der vergangenen Jahre auf die 
weitere Reformagenda? 

Die Liste bleibt lang. Der Staat 
muss digitaler, einfacher und schnel-
ler werden. Das Sondervermögen 
muss so eingesetzt werden, wie es 
gedacht war – als echte Zusatzinves-
tition. Damit einhergehend brauchen 
wir unbedingt mehr Tempo, diese 
Investitionen auf die Straße zu 

bringen. Die vielen maroden Brü-
cken, Schulen und Verkehrswege 
benötigen dringend eine schnelle 
Sanierung mit kürzesten Genehmi-
gungsverfahren. 

Sicher ist: Nach dem ersten 
Schritt müssen der zweite und der 
dritte Schritt folgen. Die Regierung 
kann nicht sagen, ihr Job sei jetzt 
getan. Wir haben so viel Verände-
rungsbedarf – nun ist es höchste Zeit, 
loszulegen.

Forderungen an die Politik sind 
das eine – was aber können und 
sollten die Unternehmen selbst 
tun, um den Standort Deutschland 
zu stärken? 

Unternehmen müssen sich 
deutlich schneller an neue Bedin-
gungen anpassen als in der Vergan-
genheit, denn Märkte und Technolo-
gien verändern sich brutal. Wir 
verfügen über ein Riesenpotenzial, 
wenn es uns gelingt, KI-Anwendun-
gen mit dem erfahrungsgeprägten 
Engineering-Know-how zu verbin-
den, das wir in Deutschland haben. 
Das ist aber kein Selbstläufer, 
sondern erfordert den aktiven 
Einsatz der Unternehmen. Die 
Aufgabe des Staates ist es, dafür 
einen verlässlichen Rahmen zu 
schaffen und Hindernisse aus dem 
Weg zu räumen.

Kriegt Deutschland nun in 
Sachen Investitions- und Wachs-
tumspotenzial die Kurve? 

Wir befinden uns mittlerweile im 
siebten Jahr der wirtschaftlichen 
Stagnation. Hinzu kommt die 
demografische Entwicklung, die uns 
vor große Probleme stellt. Insofern 
sollte jedem verantwortlich Handeln-
den klar sein, dass jetzt etwas getan 
werden muss. Das Reformpaket ist 
ein vernünftiger Start. Man kann sich 
natürlich mehr wünschen, und es 
ginge sicherlich auch noch besser. 
Aber man muss auch das anerken-
nen, was getan wird. Insofern: Ja, ich 
bin optimistisch.
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Deutschland, einig Mieterland. 
Nirgends in der EU leben weniger 
Menschen in den eigenen vier 
Wänden als in der Bundesrepublik. 
Im Jahr 2024 betrug die Wohneigen-
tumsquote hierzulande gerade 
einmal gut 47 Prozent. In Rumänien, 
der Slowakei, Ungarn und Kroatien 

Steuerliche Schieflage
Immobilien. Deutschland hat eine vergleichsweise niedrige Wohneigentums-
quote. Ein wesentlicher, öffentlich wenig diskutierter Grund für die Zurückhal-
tung beim Immobilienkauf ist die steuerliche Benachteiligung von Selbstnutzern 
gegenüber Vermietern. Im europäischen Ausland sieht das ganz anders aus. 

lag sie bei mehr als 90 Prozent. In 
insgesamt zehn EU-Staaten lebten 
mindestens drei von vier Personen 
im Eigenheim.

Ein Grund für die Situation in 
Deutschland ist der Mangel an 
Eigenkapital. Mindestens 10 Prozent, 
besser 20 Prozent des Kaufpreises 

sollten auf dem Konto sein, um eine 
Immobilie solide finanzieren zu 
können. Im Median verfügen Mieter-
haushalte im Alter von 35 bis 44 Jah- 
ren allerdings nur über ein Finanz-
vermögen von 22.500 Euro. Während 
diese Problematik zunehmend 
öffentlich diskutiert wird, bleibt ein 

Vermieter im Vorteil
So viel Prozent Rendite erzielten Selbstnutzer und Vermieter von Wohneigentum in diesen Regionen in Deutschland im Jahr 2025 

Top-7-Städte Umland Top-7-Städte Andere kreisfreie
Großstädte

Andere Kreise

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Top-7-Städte: Berlin, München, Hamburg, Köln, Frankfurt am Main, Stuttgart, Düsseldorf
Rendite: Eigenkapitalrendite nach Steuern
Barwert: Heutiger Wert kün�iger Zahlungen, der sich durch Abzinsen ergibt; 
Grundlage für Berechnung: Kauf einer Immobilie mit 100 Quadratmeter Wohnfläche zum durchschnittlichen Kaufpreis und Verkauf nach 15 Jahren

Selbstnutzer Vermieter Selbstnutzer Vermieter Selbstnutzer Vermieter Selbstnutzer Vermieter

Barwertdi�erenz zwischen Vermietung und Selbstnutzung in Euro

87.473 53.521 42.076 45.079

6,04
8,90

3,87

6,91
4,20

7,12

3,75

6,83
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zweiter wichtiger Aspekt bislang 
meist verborgen: die ungleiche 
Besteuerung von Wohneigentum und 
Vermietung.

Das liegt in erster Linie daran, 
dass Vermieter den Gebäudeanteil 
abschreiben können – das sind oft 
80 Prozent des Immobilienwerts. Für 
Selbstnutzer ist das nicht möglich. 
Daneben tragen auch die Renovie-
rungskosten zur Ungleichheit bei, da 
Vermieter diese Kosten direkt 
steuerlich geltend machen können.

Das IW hat die Effekte anhand 
einer Musterrechnung sichtbar 
gemacht: 

Wer für 300.000 Euro eine Im- 
mobilie kauft und nach 15 Jahren 
Vermietung wieder veräußert, 
erzielt eine Eigenkapitalrendite 
von 7,1 Prozent. Für Selbstnutzer 
stehen bei gleichen Rahmenbedin-
gungen am Ende nur 5 Prozent zu 
Buche.

Anders ausgedrückt: Der Barwert 
aus der Investition für den Vermieter, 
also der auf den Zeitpunkt der 
Investition diskontierte Gewinn aus 
dem Immobilienerwerb, liegt bei 
71.835 Euro. Der Selbstnutzer kommt 
lediglich auf 37.497 Euro.

Wie groß das steuerliche Missver-
hältnis ist, zeigt sich, wenn man die 
Annahmen im Musterbeispiel 
variiert. Erst ab einer Eigenkapital-
quote von mehr als 70 Prozent würde 
die Rendite der Selbstnutzer jene der 
Vermieter übersteigen. Richtet man 
die Rechnung am Finanzierungszins 
aus, müsste dieser unter 1 Prozent 
fallen, damit annähernd Gleichstand 
herrscht. Angesichts von derzeitigen 
Zinsen von 3,7 Prozent bei zehnjähri-
ger Zinsbindung ein unrealistisches 
Szenario.

Die IW-Forscher haben aber nicht 
nur eine Musterrechnung für ganz 
Deutschland aufgestellt, sondern die 
Renditen für die Kreise und kreisfrei-
en Städte in Deutschland ermittelt. 
In die Berechnung flossen für eine 

bessere Vergleichbarkeit nur Miet- 
und Kaufpreise für Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern mit zwei bis 
fünf Zimmern ein. Das Ergebnis 
(Grafik Seite 8):

Im Jahr 2025 erzielten Vermie-
ter in den sieben größten Städten 
Deutschlands in der IW-Muster-
rechnung eine Rendite von 8,9 Pro- 
zent. Die Selbstnutzer kamen nur 
auf gut 6 Prozent.

Auch in allen anderen Kategorien 
lag die Rendite der Vermieter deut- 
lich über jener der Selbstnutzer. Der 
Barwertvorteil ist für die Vermieter 
vor allem in den Metropolen groß. 
Beim Kauf einer 100 Quadratmeter 
großen Wohnung summierte er sich 
auf 87.473 Euro.

Um die Ergebnisse für Deutsch-
land besser einordnen zu können, 
hat das IW zudem einen Vergleich 
mit sechs europäischen Ländern 
angestellt. Als Grundlage diente die 
gesamtdeutsche Musterrechnung. 
Die Unterschiede sind teils gravie-
rend (Grafik): 

In den Niederlanden erzielen 
Selbstnutzer eine Eigenkapital- 
rendite von 11,7 Prozent, Vermie-
ter dagegen nur 2,3 Prozent.

Zwar liegen Staaten wie Däne-
mark, Frankreich und Österreich 
deutlich näher an den deutschen 
Werten. Allerdings sind in allen 
Vergleichsländern Selbstnutzer von 
Wohneigentum steuerlich besser- 
gestellt – Deutschland ist mit seiner 
systematischen Benachteiligung ein 
Sonderfall.

Die Ergebnisse der Untersuchung 
zeigen, dass sich etwas an der 
Besteuerung von Wohneigentum in 
Deutschland ändern muss. Die 
Schlussfolgerung darf aber nicht 
sein, die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen für Vermieter zu verschlech-
tern. Das würde zu einer verringerten 
Investitionsbereitschaft im Mietwoh-
nungsbau führen. Der Fokus muss 
auf der Besserstellung der Selbstnut-

zer von Wohneigentum liegen. Zwei 
Maßnahmen bieten sich an: 

Erstens ist eine Differenzierung 
der Grunderwerbsteuer zugunsten 
von Selbstnutzern – wie es im 
europäischen Ausland bereits Praxis 
ist – nötig. Zweitens kann die Einfüh-
rung flankierender, zinsgünstiger 
Nachrangdarlehen dabei helfen, die 
Eigenkapitalhürde zu überwinden.

Selbstnutzer im Ausland 
bessergestellt
So viel Prozent betragen die Eigenkapital-
renditen für Vermieter und Selbstnutzer 
von Wohneigentum in diesen Ländern 

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2026 IW Medien / iwd

Wohneigentum: Musterrechnung für den Kauf einer 
Bestandsimmobilie im Wert von 300.000 Euro und den 
Verkauf dieser nach 15 Jahren

Deutschland

Dänemark

Frankreich

Österreich

Belgien

Irland

Vermieter Selbstnutzer

2,3

11,7
2,0

4,8

6,8

5,7

4,4

7,1

11,77

Niederlande

9,7

8,5

7,8

7,8

6,1

5,0

Aus IW-Trends 2/2026
Michael Voigtländer, Lisa Wagner: Steuerliche 
Benachteiligung von selbstgenutzten Immobili-
en in Deutschland
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Kleine und mittlere Unternehmen 
mit bis zu 249 Beschäftigten – soge-
nannte KMU – leisten in Deutschland 
einen essenziellen Beitrag zur Wert- 
schöpfung. Sie machen hierzulande 
gut 99 Prozent aller Unternehmen 
aus und sind die Arbeitgeber von 
rund zwei Dritteln aller sozialver- 
sicherungspflichtig Beschäftigten.

Eine der größten Herausforderun-
gen, mit denen diese Unternehmen 
konfrontiert sind, ist der Fachkräfte-
mangel. Bundesweit entfielen im 
Jahresdurchschnitt zwischen Juli 
2024 und Juni 2025 sieben von zehn 
offene Stellen, die rein rechnerisch 
nicht besetzt werden konnten – für 
die es also deutschlandweit keine 
passend qualifizierten Arbeitslosen 
gab – auf den Mittelstand. Wie prekär 
die Lage ist, hängt aber auch vom 
Standort des jeweiligen Unterneh-
mens ab. Die meisten Fachkräfte 
fehlten zuletzt in Bayern (Grafik):

KMU mit Sitz im Freistaat 
konnten im Jahresdurchschnitt 
zwischen Juli 2024 und Juni 2025 
mehr als 75.000 Stellen nicht 
besetzen.

So sind dort besonders viele Jobs 
ausgeschrieben, gleichzeitig ist die 

Die Lücke im Mittelstand

Fachkräfte. Kleine und mittlere Unternehmen tragen in Deutschland die 
Hauptlast des Fachkräftemangels. Wie groß die Engpässe in den Betrieben sind 
und wie sie sich in den vergangenen Jahren entwickelt haben, unterscheidet sich 
je nach Bundesland. 

Zahl der Arbeitslosen relativ niedrig. 
Damit blieb in Bayern zuletzt etwa 
jede zweite offene Stelle im Mittel-
stand unbesetzt.

Etwas weniger angespannt ist die 
Situation in den Stadtstaaten. In 
Berlin blieb „nur“ etwa jede fünfte 
offene Stelle in KMU rechnerisch frei, 
in Hamburg und Bremen war es rund 
ein Drittel.

Vergleichsweise gering ist das 
Besetzungsproblem rechnerisch 
zudem in Nordrhein-Westfalen – dort 
fehlten mit 40.870 nicht besetzbaren 
offenen Stellen zuletzt zwar die 
zweitmeisten Arbeitskräfte, mit einer 
Stellenüberhangsquote von 28 Pro- 
zent lag das bevölkerungsreichste 
Bundesland aber unter dem Bundes-
durchschnitt. Das heißt, dass es dort 
in der Theorie für viele Stellen pas- 
send qualifizierte Arbeitslose gibt.

Generell hat sich die Lage in den 
vergangenen Jahren allerdings 
zugespitzt:

Im Vergleich zum Jahresdurch-
schnitt 2015/2016 ist die Fachkräf-
telücke für KMU bundesweit um 
die Hälfte gewachsen. 

Am stärksten vergrößert hat sie 
sich in Mecklenburg-Vorpommern – 

rund 10.300 rechnerisch nicht zu 
besetzende offene Stellen bedeuten 
dort ein Plus von 236 Prozent. Eben- 
falls viel stärker mit dem Fachkräfte-
mangel zu kämpfen haben KMU in 
Brandenburg (plus 139 Prozent), in 
Schleswig-Holstein (plus 123 Pro-
zent) und im Saarland (plus 101 Pro- 
zent). In Baden-Württemberg 
verringerten sich die Engpässe 
dagegen um ein Viertel. Dahinter 
steckt allerdings kein größeres 
Angebot an Fachkräften, sondern 
eine gesunkene Nachfrage der 
Unternehmen. In dem industriell 
geprägten Bundesland ist das 
Stellenangebot in Berufen der 
Rohstoffgewinnung, Fertigung und 
Produktion durch den Strukturwan-
del stark zurückgegangen.

Es gibt kein Patentrezept, um den 
Fachkräftemangel zu bewältigen – 
aber einige Stellschrauben, die für 
KMU besonders relevant sind. So ist 
eine starke Arbeitgebermarke ein 
wichtiger Hebel, um neue Bewerber 
anzusprechen und bestehende 
Mitarbeiter im Betrieb zu halten. 

Ein weiterer Baustein sind 
gezielte Weiterbildungen. KMU 
haben trotz begrenzter Ressourcen 
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zwar eine ausgeprägte Weiterbil-
dungskultur, richten diese aber oft 
nicht systematisch an den tatsäch- 
lichen Bedarfen aus. Wer Beschäftig-
te gezielt qualifiziert, kann den Fach- 
kräftemangel zumindest teilweise 
abfedern und trägt dazu bei, dass 
ältere Mitarbeiter länger im Unter-
nehmen bleiben. Das ist vor allem für 
Betriebe in ostdeutschen und 
ländlichen Regionen relevant, da 
dort überdurchschnittlich viele ältere 
Beschäftigte arbeiten.

Eine zentrale Säule der nachhal-
tigen Fachkräftesicherung ist 
zudem die Ausbildung. 

Der Anteil der Betriebe mit 
Auszubildenden ist in den vergange-
nen Jahren allerdings stetig gesun-
ken, im Jahr 2023 beschäftigten nur 
noch rund 18 Prozent aller KMU 
Azubis. Das liegt neben dem zuneh-
menden Anteil an unbesetzten 
Ausbildungsplätzen auch an fehlen-
den personellen und finanziellen 
Ressourcen. Unternehmen sollten 

sich deshalb stärker über Förder- 
und Unterstützungsmöglichkeiten 
informieren – unter anderem bietet 
die Agentur für Arbeit eine assistierte 
Ausbildung an, bei der sie sowohl 
dem Betrieb als auch den Auszubil-
denden einen Ausbildungsbegleiter 
zur Seite stellt.

KOFA Kompakt 4/2026 
Franziska Arndt, Sabine Köhne-Finster: 
KMU unter Druck – Die Fachkräftesituation in 
den Bundesländern

Viele unbesetzte Stellen im Mittelstand 
Zahl der o�enen Stellen in kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) in Deutschland im Jahresdurchschnitt zwischen Juli 2024 
und Juni 2025, für die es rechnerisch bundesweit keine passend 
qualifizierten Arbeitslosen gab

Veränderung gegenüber
2016 in Prozent

Anteil an allen o�enen Stellen
in KMU des Bundeslands
in Prozent

Quellen: Bundesagentur für Arbeit,
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung,
Institut der deutschen Wirtscha�   
© 2026 IW Medien / iwd

Kleine und mittlere Unternehmen: bis zu 249 Beschä�igte;
2016: Jahresdurchschnitt zwischen Juli 2015 und Juni 2016;
ohne Helfertätigkeiten 
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Bis 2050 soll die Wirtschaft in der 
europäischen Union klimaneutral 
sein – dieses ehrgeizige Ziel verfolgt 
die Staatengemeinschaft mit dem 
Green Deal. Deutschland, das bereits 
2045 klimaneutral sein will, liegt auf 
dem europäischen Weg, so zeigen 
Daten des Umweltbundesamts, 
aktuell im Soll (Grafik).

Ein zentrales Instrument, um die 
Transformation in der EU zu steuern, 
ist das europäische Emissionshan-
delssystem (EU-ETS). Mittels CO2- 
Zertifikaten will die EU schrittweise 
den Treibhausgasausstoß reduzie-
ren. Das Prinzip: Für den Ausstoß von 
CO2 werden Zertifikate für die 
Energiewirtschaft und die Industrie 

Entscheidende
Weichenstellung

Klimapolitik. Geopolitische Spannungen, militärische Konflikte, Protektionis-
mus – die EU muss sich an diese Herausforderungen auf politischer und wirt-
schaftlicher Ebene anpassen. Das gilt auch für ihre Klimapolitik. Die EU-Kom-
mission will den dafür zentralen Emissionshandel umstellen. Es braucht aber 
mehr als das, um die Industrie in der EU nicht zu gefährden.

versteigert und können gehandelt 
werden. Außerdem wird ein Teil der 
Zertifikate kostenlos an die Industrie-
betriebe ausgegeben, um zu verhin-
dern, dass Unternehmen ihre 
Produktion in Länder ohne CO2- 
Bepreisung verlagern. 

Die Menge der gesamten 
Zertifikate sinkt sukzessive, bis im 
Jahr 2050 die Klimaneutralität 
erreicht ist. 

So weit der Plan. Doch das ETS 
lässt sich nicht isoliert betrachten. 
Eine ganze Reihe von äußeren 
Einflussfaktoren, die etwa zu hohen 
Energiepreisen geführt haben, spielt 
eine wichtige Rolle. Die EU-Kommis-
sion reagiert nun darauf und will den 

Emissionshandel neu aufstellen. 
Einerseits soll die Vergabe kostenlo-
ser Zertifikate eingeschränkt werden, 
andererseits soll ein sogenannter 
Klimazoll für außereuropäische 
Grundstoffe wie Stahl und Zement 
die Wettbewerbsfähigkeit der euro- 
päischen Betriebe gewährleisten.

Damit allein ist es aber nicht 
getan, da das Emissionshandels- 
system die einzelnen Industriezweige 
in sehr unterschiedlichem Maß be- 
trifft und die Neuerungen für einige 
Industriestandorte in der aktuell 
schon angespannten Situation 
existenzgefährdend sein könnten.

Das IW hat daher zusammen mit 
dem Öko-Institut einen ganzheit- 

Treibhausgasemissionen in Deutschland sinken   
So viele Millionen Tonnen CO2 wurden in der Bundesrepublik ausgestoßen      

Energiewirtscha� Industrie Gebäude Verkehr Landwirtscha� Abfallwirtscha� und Sonstiges

Quelle: Umweltbundesamt
© 2026 IW Medien / iwd

2005: Start des CO2-Emissionshandels in der EU
2025: geschätzt
Ziel 2030: entsprechend der Novelle des Bundes-Klimaschutzgesetzes von 2021
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lichen Ansatz entwickelt, der die 
Klimaziele im Blick behält und 
gleichzeitig die Voraussetzungen 
dafür schafft, dass die Industrie sie 
erreichen kann. Denn die Transfor-
mation muss im laufenden Betrieb 
gelingen. Die Betriebe müssen ihre 
Anlagen umrüsten und parallel mit 
den noch auf fossiler Energiebasis 
hergestellten Produkten die Nachfra-
ge decken sowie die finanziellen 
Mittel für die Transformation erwirt-
schaften. Klimapolitik ist deshalb 
auch Industriepolitik.

Ein wirksames Maßnahmenpaket 
muss auf drei Ebenen ansetzen:

1. EU-ETS-Reform: Das Emis- 
sionshandelssystem sollte flexibler 
werden – etwa durch eine langsame-
re Verringerung der jährlichen 
Zertifikatsmenge und eine längere 
freie Zuteilung, solange nicht klar ist, 
ob der geplante Klimazoll wirklich 
vor Wettbewerbsnachteilen schützt. 

2. Flankierende Instrumente: 
Um klimafreundliche Produktion 
parallel zu bestehenden konventio-
nellen Anlagen aufzubauen, braucht 
es geeignete Rahmenbedingungen: 
den Aufbau zentraler Infrastrukturen 
wie moderner Strom- und Wasser-
stoffnetze, eine gezielte Förderung 
industrieller Prozesse sowie Nachfra-
geimpulse für grüne Produkte – etwa 
durch Quoten in der öffentlichen 
Beschaffung oder Kennzeichnungs- 
labels.

3. Externe Faktoren: Fernab des 
CO2-Preises muss die Europäische 
Union Antworten auf weitere Heraus-
forderungen finden. So belasten die 
Unterbewertung der chinesischen 
Währung Yuan, US-Zölle, langwierige 
bürokratische Prozesse und die 
schleppende Digitalisierung die 
industrielle Transformation.

„Wir müssen den Balance-
akt schaffen“

Interview. Thilo Schaefer ist Leiter 
des Themenclusters Digitalisierung 
und Klimawandel im IW.

Die EU will ihren Emissions-
handel reformieren, um ihre 
Klimaziele zu erreichen. Kann 
die schwächelnde deutsche 
Industrie schärfere Regeln 
verkraften?

Viele Industrieunternehmen in 
Deutschland sind schon ohne 
verschärfte Klimapolitik am Limit, 
eine ganze Reihe von Betrieben 
musste bereits schließen. Monat-
lich verschwinden derzeit Tausen-
de Arbeitsplätze. Eine zusätzliche 
Belastung könnten viele Arbeitge-
ber hierzulande nicht mehr 
stemmen. Das betrifft vor allem 
die energieintensive Industrie. 
Wenn die Unternehmen hier 
aufgeben, muss Deutschland die 
wegfallenden Produkte importie-
ren. Dem Klima ist damit kein 
Stück geholfen.

Aber es gibt doch sicher auch 
Unternehmen, die in ihrer 
Transformation weit fortge-
schritten sind und durch eine 
aufgeweichte Klimapolitik 
wirtschaftlich benachteiligt 
wären?

Genau. Viele Unternehmen 
haben sich schon auf den Weg 
gemacht und investieren im 
größeren Umfang in den klima-
neutralen Umbau ihrer Produk- 
tionsanlagen. Sie setzen auf eine 
verlässliche CO2-Bepreisung und 
einen stabilen klimapolitischen 
Rahmen. Die Herausforderung für 
die Politik ist also, nicht nur die 
Belastung weiter zu steigern, 
sondern die Transformation zu 
ermöglichen. Wir müssen den 
Balanceakt schaffen. 

Und wie soll das gelingen?
Viele Unternehmerinnen und 

Unternehmer sagen mir, dass sie 
den klimafreundlichen Umbau 
vorantreiben wollen, aber die 
Voraussetzungen fehlen. Deshalb 
muss der Emissionshandel im 
Gesamtkontext funktionieren. Das 
bedeutet, wir brauchen nicht nur 
die ETS-Reform, sondern einen 
Instrumentenmix, der die Energie-
kosten verlässlich senkt, für den 
notwendigen Infrastrukturausbau 
sorgt und gezielte handelspoliti-
sche Maßnahmen umfasst. Nur so 
können wir ein Umfeld schaffen, in 
dem es auch für energieintensive 
Unternehmen möglich wird, in die 
Transformation zu investieren. 

Fo
to
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Die anhaltende Konjunktur-
schwäche wirkt sich auch auf den 
Arbeitsmarkt aus. Dennoch benöti-
gen Unternehmen weiterhin drin-
gend Fachkräfte – finden aber keine. 
Eine Möglichkeit, dem entgegenzu-
wirken, ist es, die Menschen mög-
lichst lang im Arbeitsleben zu halten.

Nicht zuletzt mit dieser Intention 
hat die frühere Bundesregierung ab 
dem Jahr 2020 die Hinzuverdienst-
grenze für Rentner, die die Regel- 
altersgrenze noch nicht erreicht 
haben, von 6.300 Euro – dem Jahres-
einkommen aus einer geringfügigen 
Beschäftigung – erst auf 44.590 Euro, 
dann auf 46.060 Euro angehoben. 
Erst oberhalb der Grenze wurden die 
Einkommen auf die Rente angerech-
net. Im Jahr 2023 fiel die Grenze 
schließlich komplett weg.

Grundsätzlich könnten (angehen-
de) Rentner auf die veränderten 
Verdienstmöglichkeiten wie folgt 
reagieren: 

	y Die Menschen ändern weder den 
Zeitpunkt ihres Renteneintritts noch 
ihre Entscheidung über einen 
Hinzuverdienst im Anschluss. Das 
Arbeitsvolumen bleibt unverändert.

Abschaffung hat 
Nebenwirkung

Arbeitsmarkt. Seit 2023 gibt es für Rentner in Deutschland keine Hinzuver-
dienstgrenze mehr. Das Ziel der Abschaffung war, Menschen länger im Arbeits-
markt zu halten. Eine aktuelle Studie des IW zeigt: Tatsächlich verdienen immer 
mehr Frührentner nennenswert dazu. Allerdings geht nun ein Teil der Beschäf-
tigten früher in den Ruhestand als vor zwei Jahren.

	y Menschen, die die vorzeitige 
Altersrente beziehen, nehmen 
häufiger eine Beschäftigung auf. Am 
Renteneintrittsalter ändert sich 
jedoch nichts. Dann steigt unterm 
Strich das Arbeitsvolumen.

	y (Besonders) langjährig Versicherte 
ziehen ihren Renteneintritt vor und 
arbeiten weiter. Das Arbeitsvolumen 
bleibt gleich, aber die Frührentner 
erhalten bereits Zahlungen aus der 
Rentenversicherung. Ausgleichen 
müssten das entweder die Beschäf-
tigten über höhere Beitragssätze 
oder alle Steuerzahler, wenn der 
Fiskus die Lücke in der Rentenkasse 
stopft.

Das IW hat 2025 erstmals unter-
sucht, wie die zum vorzeitigen 
Rentenbezug Berechtigten auf die 
geänderten Regelungen reagiert 
haben (siehe iwd 13/2025) und diese 
Analyse nun mit den verfügbaren 
Daten bis 2024 fortgeführt. Die 
Ergebnisse zeigen, dass sich mit Blick 
auf einen großen Hinzuverdienst 
– also ein Arbeitseinkommen jenseits 
der früheren Grenze von 6.300 Euro 
pro Jahr – die Trends der vergange-
nen Jahre fortgesetzt haben. Am 

stärksten sticht eine Gruppe hervor 
(Grafik):

Der Anteil der Hinzuverdiener 
unter den Personen, die im Be-
trachtungsjahr nach 45 Berufsjah-
ren abschlagsfrei erstmals eine 
Rente bezogen, ist 2024 auf mehr 
als 26 Prozent gestiegen – nach 
18 Prozent vor dem Wegfall der 
Hinzuverdienstgrenze und ledig-
lich 10 Prozent 2019.

Unter den langjährig Versicherten 
– also jenen mit mindestens 35 Ver- 
sicherungsjahren –, die vorzeitig in 
den Ruhestand getreten sind, hat 
sich der Anteil der Hinzuverdiener im 
ersten Rentenjahr ebenfalls deutlich 
auf zuletzt gut 14 Prozent erhöht.

Von den sogenannten Regel- 
altersrentnern – für die es nie eine 
Hinzuverdienstgrenze gab – verdien-
ten im Jahr 2024 gut 11 Prozent in 
großem Umfang hinzu, das waren 
lediglich knapp 3 Prozentpunkte 
mehr als 2019.

Auch bezüglich der Höhe des 
Hinzuverdiensts bestätigt die 
aktuelle Untersuchung des IW die 
bereits zuvor beobachteten Entwick-
lungen:
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In den Jahren 2018 und 2019 
verdienten besonders langjährig 
versicherte Neu-Ruheständler über 
50 Prozent weniger hinzu als die- 
jenigen, die zum regulären Zeit-
punkt in Rente gingen – 2024 war 
das zusätzliche Arbeitseinkommen 
der vorzeitigen Rentenbezieher 
dagegen um gut 20 Prozent höher 
als das der Regelaltersrentner.

Zugleich ist der Anteil der beson-
ders langjährig versicherten Rentner 
mit einem geringfügigen Hinzuver-
dienst besonders stark gesunken 

– von rund 18 Prozent im Jahr 2019 
auf zuletzt gut 12 Prozent –, größere 
Jobs haben also zumindest teilweise 
kleinere verdrängt.

Ein weiterer Befund ist besonders 
problematisch: Das Renteneintritts- 
alter der vom Wegfall der Hinzuver-
dienstgrenze begünstigten Rentner-
gruppen ist zuletzt langsamer 
gestiegen als das der Regelalters-
rentner. Die sozialversicherungs-
pflichtig arbeitenden langjährig 
Versicherten sowie Altersrentner mit 
einer Schwerbehinderung sind 2024 

im Schnitt sogar etwas früher in 
Rente gegangen als noch zwei Jahre 
zuvor. Ein früherer Renteneintritt 
belastet jedoch die gesetzliche 
Rentenversicherung – bewirkt also 
das Gegenteil dessen, was der 
Gesetzgeber mit der Abschaffung der 
Hinzuverdienstgrenze erreichen 
wollte.
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IW-Report 29/2026 
Ruth Maria Schüler, Stefanie Seele: Wegfall der 
Hinzuverdienstgrenze – Wie hat sich das 
Renteneintrittsverhalten seit 2023 verändert?

Hinzuverdienst: Mehr Rentner bessern Bezüge auf        

So viel Prozent der Neurentnerinnen und -rentner im jeweiligen Berichtsjahr in Deutschland arbeiteten nach Renteneintritt weiter  
               
            

Quellen: Forschungszentrum der Rentenversicherung, Institut der deutschen Wirtscha�
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Besonders langjährig VersicherteLangjährig Versicherte Regelaltersrentner

Langjährig Versicherte: Mindestens 35 Versicherungsjahre, vorzeitiger Renteneintritt mit Abschlägen  
Besonders langjährig Versicherte: 45 Versicherungsjahre, vorzeitiger Renteneintritt ohne Abschläge  
2020: Erhöhung der Hinzuverdienstgrenze ohne Rentenabzüge von 6.300 Euro auf 44.590 Euro  
2021: Erhöhung der Hinzuverdienstgrenze ohne Rentenabzüge auf 46.060 Euro   
2023: Abscha�ung der Hinzuverdienstgrenze     
Hinzuverdienstgrenzen gelten nicht für Regelaltersrentner    
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der knapp 58.900 Wohngebäude, die 
in Deutschland im Jahr 2025 fertig- 
gestellt wurden, sind mit einer 
Anlage zur Kühlung ausgestattet. 
Zehn Jahre zuvor hatten lediglich 
1,9 Prozent der damals neu errich-
teten 105.600 Wohnimmobilien eine 
solche Anlage. Hierzu zählen sowohl 
Klimaanlagen als auch Deckenküh-
lungen sowie Fußbodenheizungen 
mit Kühlfunktion.
Deutlich häufiger als in Wohngebäu-
den werden Anlagen zur Kühlung in 
Büroimmobilien verbaut – von den 
1.350 im vergangenen Jahr fertig-
gestellten Büro- und Verwaltungs-
gebäuden verfügen fast 38 Prozent 
über entsprechende Vorrichtungen. 
Dieser hohe Anteil dürfte nicht 
zuletzt mit gesetzlichen Vorgaben, 
etwa zum Arbeitsschutz, zusammen-
hängen.
Annähernd so hoch wie im Büroseg-
ment war der Anteil der mit Anlagen 
zur Kühlung ausgestatteten Neubau-
ten zuletzt auch bei Schulen oder 
Krankenhäusern. Von den im Jahr 
2025 neu errichteten Gebäuden im 
Sozialwesen, zu denen etwa Kitas 
und Pflegeheime zählen, sind dage-
gen nur 14,5 Prozent klimatisiert.

Wenn die Sonne nicht scheint und der Wind nicht weht, braucht es derzeit 
noch Kohle- oder Gaskraftwerke, um Lücken in der Stromversorgung zu 
verhindern. Künftig könnten vermehrt Batteriespeicher diese Aufgabe über- 
nehmen. Weltweit ist deren Kapazität in den vergangenen Jahren massiv 
gestiegen – von rund 19 Gigawatt im Jahr 2020 auf mehr als 300 Gigawatt 
2025. Annähernd die Hälfte der aktuellen Speicherkapazität entfällt mit gut 
144 Gigawatt auf China, mit weitem Abstand folgen die USA und Deutsch-
land. Anders als im Reich der Mitte sowie in den Vereinigten Staaten, wo 
Großspeicher der Energieunternehmen dominieren, sind hierzulande 
82 Prozent der Kapazität von Batteriespeichern auf Geräte in den Häusern 
und Wohnungen der Stromkunden verteilt.

Top-Liste: Gespeicherte 
Energie

Zahl der Woche

Stromspeicher: China prescht voran
Installierte Batteriespeicherkapazität in Gigawatt

Quelle: Energy Institute
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